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Der Transnistrienkonflik'

Die turbulenten politischen Entwicklungen während der sowjetischen
Perestrojka ührten 1990 ZUTE Ausrutfung eiıner transnistrischen Republik
1m (JIsten der damaligen moldawischen Unionsrepublik. In der Folgezeit
entstand eın international nicht anerkannter, faktisch jedoch unabhän-
oıger Kleinstaat. Diese „Transnistrische Moldaurepublik“ („Pridne-
strovskaja Moldavskaja Respublika”“ /„PMR”) umftasst etwa E1 Prozent
des Territoriums SOWI1E knapp eın Sechstel der Bevölkerung der Repu-
blik Moldau (auch Moldawien der Moldova venannt), deren Staatsor-
DANC se1lt 992/93 keinerlei Hoheitsrechte 1mM Sezessionsgebiet ausüben
können. Die abgespaltene Regıion 1St zugleich das industrielle Herzstück,
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das „Ruhrgebiet“ der Republik Moldau, das Ende der achtziger Jahre ein
Drittel der Industrieproduktion und Prozent der Energieversorgung
der Republik stellte. Die RM stellt den einz1gen erfolgreichen NSezes-
sionstall elines außerhalb Russlands gelegenen russisch gepragten Gebie-
tes dar und gehört den überraschendsten Resultaten der Spat- und
postsowjetischen Umwälzungsprozesse: Bıis 1988 AF „ Transnistrien“ 1n
der Sowjetunion weder als gegenwartsbezogener politischer Begriff
och als politische Einheit 1n Erscheinung.

Der Konflikt die abgespaltene Kegion gehört den ZENANNLEN
„tIrozen conflicts“ auf dem Gebiet der rüheren 5Sowjetunion. uch
zwolt Jahre internationale Bemühungen eine Konfliktregelung ha-Fallbeispie!l ben bisher keinerlei Fortschritte hinsichtlich einer Wiedereingliederung
1in den Staatsverband erzielen können. Die politische Dramatik 1m Falle
Transnistriens esteht darin, a4aSss 1ın unmittelbarer Nachbarschafrt der
Europäischen Union ein Gebiet existiert, ass sich sämtlichen interna-
tionalen Regeln und Kontrollmechanismen entzieht. Die vieltach als
„schwarzes Toöch” bezeichnete Region oilt als Hochburg illegaler Wat-
tenproduktion und internationalen Watfenhandels, als Schwerpunkt
VO Schleuserkriminalität, Drogenhandel und Schmuggel jeglicher Art

Ursachen un Verlauf des Konflikts

Die Sowjetrepublik Moldawien estand AaUus ZWel Teilgebieten, die durch
unterschiedliche historische Erfahrungen gepragt Das zwischen
Pruth und Dnjestr gelegene Bessarabien, se1lt 1812 dem Russischen Reich
zugehörig, wurde ach dem Zusammenbruch der Zarenmonarchie Teil
Rumäniens (1918—-1940) und gelangte infolge des Hitler-Stalin-Pakts
EKST 1940, endgültig ann 1944 sowjetische Herrschaft. Die Gebie-

östlich des Dnjestr demgegenüber n1ıe Teil eines rumänischen
der moldauischen Staates. Lediglich während der Besatzungszeit VO
1941 bis 1944 machte die linksufrige (transnistrische) Bevölkerung als
Teil des Gouvernements „ Transnistrien“ mi1t dem Hauptort Odessa HKr=
tahrungen mıiıt rumänischer Herrschaft.

Vor diesem Hintergrund entwickelte sich parallel YVABR moldauischen
Emanzipations- und Reformprozess 989/90 1m östlich des Dnjestr g..
legenen Landesteil SOWIE iın der rechtsufrigen (westlich des Flusses gele-
gyenen) Stadt Bender eine Protestbewegung der mehrheitlich russischen
und ukrainischen Bevölkerung, die VO Reformgegnern der alten politi-
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schen und Wirtschaftselite organısiert wurde. Wiährend die moldauische
Keglerung 1n der Hauptstadt Chisinäu die sprachliche un nationale
Rumanısıerung des Landes betrieb, 1m Juli 1990 die Souveranıtat der
Republik Moldau verkündete und das Land ach dem gescheiterten
Moskauer Putsch 1991 für unabhängig erklärte, brachten die Führer der
Protest- un: Streikbewegung ach der Ausrufung einer „ Transnistri-
schen Moldauischen mı1t der „Hauptstadt* Tiraspol (September

nahezu alle Ortschaften TIransnistriens ihre Kontrolle.
Am Begiınn der transnistrischen Abspaltung standen somıt VOL allem

machtpolitische Erwagungen der russischsprachigen okalen Funktions-
trager AUusSs Wirtschaft und Politik. Ahnlich W1€e 1in anderen Gebieten der I91dSI19CHEe+SowjJetunion in TIransnistrien 1m Umtfteld der strategisch bedeu-
tenden Schwer- un Rüstungsindustrie mächtige Seilschaften AaUS mi1t-
einander vertilzten Parte1-, SowjJet-, Verwaltungs- un! Betriebstührun-
CN entstanden. Die Aussicht, die Kontrolle ber die CENOTMECIL industri-
ellen Ressourcen SOWI1Ee die damit verbundene politische Macht un
teriellen Privilegien verlieren, veranlasste diese regionale KlaneliteZ
Sezess1ion. Die Realisierung dieser Zielsetzung W alr allerdings ‚RUER mMOg-
ich aufgrund Ühnlich gelagerter Interessen der ansassıgen russischspra-
chigen Stadtbevölkerung. Die permanente Mobilisierung der transnıstr1-
schen Bevölkerung durch organısıerte Dauerstreiks un: regelmäßige
Referenden verlieh dem Konfrontationskurs einen demokratisch-legiti-
IN  a Anschein, der die Sezession ach innen und gegenüber Moskau
absicherte. Die gezielte Radikalisierung der Autonomiebewegung durch
lokale Medien und Sicherheitsorgane tührte VO Begınn eiıner
unversöhnlichen Atmosphäre, iın der Ängste der Bevölkerung geschürt,
die Aggressivitat der Beteiligten angestachelt un politische Gegner dif-
famiert wurden. Spezifika des politischen 5Systems der der Jahre
91insbesondere die mangelnde Demokratisierung un tehlen-
de Rechtsstaatlichkeit, erleichterten den transnistrischen Führern den
Einsatz repressiver Instrumente e1ım Autbau staatlicher Strukturen e1-
nerseı1ts, der autoritaren Urganısation un: Kontrolle der Autonomiebe-
WESUNGS andererseits.

Die Entwicklung der moldauisch-transnistrischen Beziehungen VO

4997 W alr durch eiıne weıtere FEskalation gekennzeichnet. Die mol-
dauische Regjerung versuchte vergeblich, den Konflikt mMI1t dem ab-
trunnıgen Gebiet A einer Position der Stiärke lösen, HBar ug durch
ihre Drohungen 1U AT Radikalisierung der Abtrünnigen bei Dem-
gegenüber schuten die transnistrischen Führer mı1t dem konsequenten

2719



Autbau staatlicher Strukturen vollendete Tatsachen Wiährend die SO-
Verwaltungen un Institutionen der Region Schritt für Schritt den
Tiraspoler Zentralorganen unterstellt wurden auch g-

sellschaftliche Urganisationen und Betriebe zunehmend den Macht-
ereich Tiraspols Im Frühjahr 1997 eskalierte der Konflikt
regelrechten Krieg, dem eLtwa 01010 Menschen ZAB8 Opfter tielen Dabei
CT WICS sich die moldauische Seite als technisch eindeutig unterlegen Die
Dnjestr Garden Tiraspols VO der Transnistrien SEA2L11ONILEFTe
ehemals sowjetischen 14 Armee ILL1LAasS5sıVvV MIt schweren W affen Munition,
KNOWw how und zunehmend auch personell ausgerustet worden Berich-
ten zufolge kämpften Tausende der SEIT April Russland unterstehenden
Soldaten auft dem Höhepunkt der Auseinandersetzungen Juni 1997
auf Seiten der Separatisten dle Truppen Chisinäus Erst das Ekin-
greiten des He  m EINZESELIZLEN russischen ommandeurs der 14 AÄArmee
Aleksandr Lebed beendete die Kampfhandlungen Im Juli 1997 VeIrIe1IN-

barten Moskau und Chisinäu Beteiligung Tiraspols bis heute
wirksamen Woaffenstillstand der zugleich die AaUS den Kämpfen resultie-
rende Gebietsaufteilung e  1e und taktisch der „ PM Sicher-
heitsgarantien eım Autbau eigenstaatlicher Strukturen verschaffte

DIie 35  e eute

In den Jahren 993/94 vollzogen sich grundlegende Veränderungen
der Moldaurepublik die C1I11C klare Abkehr VO nationalistischen Kurs
der Vorjahre bedeuteten Die generelle Demokratisierung Moldovas
überzeugende nsätze moderaten Minderheitenpolitik die
erfolgreiche Regelung des ZWEItFtEN gagausischen Autonomiekonflikts
lassen Tiraspoler Vorwürte drohenden „Rumäanisierung der
Nichtmoldauer seitdem unglaubwürdig erscheinen Demgegenüber eNL-
wickelte sich die PM mehr Au Regime,
dessen Führer Igor Smirnov prinzipiell s Finigung MI1t der moldaui-
schen Regierung ablehnt Die ursprünglichen Grundsätze der Autono-
miebewegung sind „Staats -Doktrin die die Separation
Jegitimieren und die aAuforıtare politische Ordnung stabilisieren oll Die
Politik Tiraspols basiert auft Manipulationen politischen Entschei-
dungsprozess auftf Verbindung VO Medienkontrolle un C1-=

1IG1 geschickten Propaganda, die Assoziationen und Angste insbesonde-
der politisch mobilisierten alteren Bevölkerungsschichten iNsStIrumen-
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talisiert. Im Zentrum der Agıltation steht dabei die angebliche Bedrohung
der slawischen bzw transnistrischen Bevölkerung durch Chisinau,
Rumanıen der westliche Miächte.

Kompromissbereite Kräfte der antänglichen transnistrischen AdIto-
nomiebewegung werden durch otfene Einschüchterungen, atente Dro-
hungen und physische Gewalt systematisch ZUuU Schweigen gebracht
dCI' AUS der Region vertrieben. uch die tehlende internationale Aner-
kennung der „PM die zugleich tehlende Kontrolle durch die Staaten-
gemeinschaft bedeutet, tragt 74088 Zementierung der Verhältnisse
Dnjestr bei Vieltältige Unterstützung ertährt die Führung der „PM
VO Seiten „patriotischer“ Kräftte AUS Russland, insbesondere 1n der 1US- SISCHE
sischen Staatsduma. uch die fortgesetzte Anwesenheit russischer I'rup-
PCH auf dem Gebiet der separatistischen Republik tragt entscheidend 7B

Stabilität des Tiraspoler Regimes be1i Eın welterer: indirekter Stabili-
tätstaktor der „PM. esteht 1n der mangelnden wirtschaftlichen un
politischen Attraktivität der Republik Moldau in den Augen der NS-
nistrischen Bevölkerung.

Iinternationale Vermittlungsbemuhungen

Die damalige SZE (heute: beschloss 1m Februar 1993 die Bint-
sendung einer internationalen Missı1on, die se1it nde April 1993 1n Mol-
OVAa tatıg 1St Kernaufgabe dieser 1ssıon Ist CD „das Zustandekommen
eiınes umtassenden politischen Rahmens für Dialog un:! Verhandlungen
(ZU) erleichtern und die Konfliktparteien bei der Fortführung VO Ver-
handlungen ber eıne dauerhafte politische Beilegung des Konflikts (zu)
unterstutzen, welche die Unabhängigkeit und Souveränıität der Republik
Moldau bei gleichzeitigem Finverständnis ber einen esonderen Status
der transnistrischen Region konsolidiert“. Inhaltlich das Mandat
der 1SS10N TeI Schwerpunkte: die Regelung des Transnistrienkon-
likts, die Verhandlungen ber den Abzug der russischen Armee
SOWI1E Fragen der Menschen- und Minderheitenrechte und der emokra-
tischen Reformen auft dem Gebiet Moldovas. Nicht Bestand-
teil des Mandates 1ın seiıner schritftlich tixierten orm sind Z7wWwel Ziele, die
bei der Entscheidung der OSZE-Mitgliedstaaten eine Zzentrale Raolle
spielten. Es lag und liegt 1im vordringlichen Interesse aller KRegilerungen,
einer militärischen Reeskalation des Dnjestrkonflikts vorzubeugen un
eıne territoriale Ausbreitung des Konflikts ber se1line jetzıgen renzen
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hinaus verhindern. Die Relevan-z dieser eher praventiven Aufgaben
für die 1SS10N liegt auf der Hand, sodass INan 1er VO einem „implizi-
ten Mandat“ sprechen könnte.

Ausgehend VO der Überzeugung, AaSss jede Konfliktlösung 1n eliner
beidseitig akzeptierten rechtlichen Regelung des transnistrischen Status
1mM Rahmen der Republik Moldau münden INUSS,; hat die 1Ss10n
zunächst eiınen detaillierten Vorschlag erarbeitet und vorgelegt. Dieser
Missionsvorschlag für eine Art utonom Republik Transnistrien ba-
sierte auf intensiven Gesprächen der Missionsmitglieder mI1t zahlreichen
Akteuren beider Seiten und wurde 1m Frühjahr 1994 VO den Kontra-
henten als Verhandlungsgrundlage akzeptiert. In einer VO der 1ssıonF  ‘é Fallbeispiel vermittelten gemeinsamen Erklärung kündigten der damalige moldaui-
sche Präsident Mircea Snegur und TIransnistriens „Präsident“ Smirnov
d} künftig ausschließlich auf dem Verhandlungsweg den „staatlich-
rechtlichen Status“ TIransnistriens regeln wollen un diesem
Zweck Expertengruppen einzusetzen. Seitdem versucht die 1ssion mIı1t
diplomatischen Mitteln, Vertreter beider Verhandlungsteams und Hx
pertengruppen regelmäfßigen Verhandlungen bewegen. Neben der
SZE-Mission 1St Russland und selt 1995 auch die Ukraine als ermitt-
ler bei der Suche ach einer politischen Lösung des Transnistrienkon-
flikts tatıg. Die 1n unregelmäßigen Abständen stattfindenden Gesprächezwischen Chisinäu und Tiraspol werden daher allgemein als „fünfseitigeVerhandlungen“ bezeichnet.

Das Engagement der OSZE ın der Republik Moldau hat zweitellos
ZAHT. Stabilität 1ın der Region beigetragen. Mıt dem Instrument der Lang-
ze1ıtm1ss10n, erganzt durch Aktivitäten anderer OSZE-Institutionen und
welterer internationaler Akteure, gelang CS den TIransnistrienkonflikt
„einzuhegen“ und einen Verhandlungsprozess zwischen den Kontra-
henten institutionalisieren. Damit hat die SZ.E-Mission die Erwar-
tungen des „impliziten Mandats“ erfüllt, ebenso W1e€e s1e die Frühwar-
Sund Konfliktverhütungsfunktion des Mandats miıt beachtlichem
Erfolg ausuübt.

In Bezug auf die inhaltliche Entwicklung der Statusverhandlungen 1St
die bisherige Bilanz insbesondere mı1t Blick aut die transnistrische OS1-
tion allerdings enttäiuschend. Chisinäu zeıgte sich In der Vergangenheitmehrtach bereit, einer Autonomen Republik TIransnistrien weIlt reichen-
de Vollmachten vewähren. Auf transnistrischer Seite hingegen sind
die Signale weiterhin negatıv. Zeitweise erschien S als akzeptiere die
Führung m Tiraspol die territoriale Integrität Moldawiens als Basıs der
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Gespräche, auch WE weiterhin die unertüllbare Forderung ach inter-
nationaler Anerkennung einer transnistrischen „Staatlichkeit“ erhoben
wurde. Immer wieder wurde jedoch eiıne substanzielle Annäherung der
Positionen durch Inıtiatıven Smirnovs torpediert, der sich interna-
tionale Anerkennung der „PM emuhte. Tiraspoler Positionspapiere
iıllustrierten die Strategie die transnistrischen Führung: Moldova Hn die
„PM sollten als Zzwel SsOUuverane Staaten einen Vertrag ber „aSSOZ1EeET-

Beziehungen“ schließen, die ın der Zukunft „den Übergang einem
einheitlichen Staat der einer santten Scheidung der Staaten“ ebnen
können. Zur Bestatigung des Anspruchs auft Unabhängigkeit ieß Smir- 191d0SI9Q||110  >n bereits 1995 PCI Referendum eine Verfassung der PM absegnen,
die einen „SOUVveranen, unabhängigen“ Staat konstituiert, der „die obers-

un ausschliefßliche Gewalt ber se1n Territorium ausubt“ un „seıne
Unabhängigkeit und territoriale Integritat verteidigt“. Eınen Hinweis
aut die Republik Moldau enthält die Verftassung nıicht.

Mıiıt dem überwältigenden Wahlsieg der Kommunistischen Partei bei
den Parlamentswahlen in Moldova 1 Februar 2001 anderten sich die
Rahmenbedingungen der Gespräche. Der anschließend ZU Präsiden-
ten gewählte Parteichef der Kommunisten, Vladimir V oronıin, der sich
auf eiıne verfassungsgebende Mehrheit seiner Fraktion 11 Parlament un
aut eiıne prokommunistische Reglerung stutzen kann, WAar mı1t einem
vieltach als prorussisch eingeschätzten politischen Programm AangeLLe-
FE  =) Dazu gehörten eine konsequente Abkehr VO national-rumänischen
Tendenzen iın der Minderheiten- un: Sprachenpolitik SOWI1E die außen-
politische Anlehnung Russland. Die Regelung des Transnistrienkon-
flikts betrachtete oronın als Schwerpunktautfgabe, wobei die Bereit-
schaft weiıt gehenden Zugeständnissen Tiraspol signalisierte. In
seiner Raolle als Vermiuttler erarbeitete Russland 2003 einen Regelungs-
vorschlag, dessen Entwürte zunächst mı1t Chisinau abgestimmt wurden.
Die 1m November vorgelegte endgültige Fassung dieses ach seinem
Autor als Kozak-Memorandum bezeichneten Vorschlags enthielt Je=
doch derart weitgehende Vollmachten für Transnistrien und langfristige
Stationierungsrechte für die ITruppen Russlands, A4aSSs oronın 1m Ein-
vernehmen MIt der SZE-Mission se1ine Zustimmung verweıigerte. Der
Vortall wird weithin als Schlüsselereignis gedeutet, das den 1m Verlauf
des Jahres 27004 vollzogenen Politikwechsel Voronins hin einer PFO-
westlichen Politik auslöste. Dieser CUu«C Kurs wurde durch den
Wahlsieg der Kommunistischen Parteı bei den Jungsten Parlamentswah-
len 1ın Moldova bestätigt.
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Seitdem sind die Fronten bei den Gesprächen ber den Status Trans-
nıstrıens verhärtet. Die moldauische Führung zeıgt sich zunehmend fru-
striert VO mangelnden Fortschritt der se1it nunmehr elf Jahren laufen-
den Verhandlungen und bemüuht sich eiıne stärkere Internationalisie-
PUNS des Prozesses. Insbesondere unscht Chisinau eiıne Ausweitung
des Verhandlungsformats durch irekte Einbeziehung der Europäischen
Union un: der USA Die hat inzwischen mı1t der Kinsetzung eines
Sonderbeauftragten für den Transnistrienkonflikt erstmals Bereitschaft

einem stärkeren Engagement signalisiert, jedoch scheitert eine tor-
melle Änderung des Verhandlungsformats bislang Widerstand Russ-
lands un der transnistrischen Führung. Eıne weıtere ForderungFallbeispiel Chisinaus ezieht sich auft innere Reformen 1n Transnistrien. In den VCOCI-

Onaten hat sich 1n der moldauischen Reglerung die Position
durchgesetzt, A4ss die nicht durch demokratische Wahlen legitimierte
Führung Iransnistriens eın ANSCINCSSCIHLCI und insbesondere eın
gleichberechtigter Verhandlungspartner Chisinaus se1n annn Über
e7u eın Jahr verweigerte Moldova die Wiederaufnahme der Verhand-
lungen miıt Tiraspol.

Positive Impulse für den Prozess der Konfliktregelung resultierten in
Jungster Zeit allein AUS der aktiveren Rolle der Ukraine Wiährend Kıew
ber viele Jahre eiıne eher passıve DPosition einnahm, führte die „OTFaNngcCcNCc
Revolution“ auch auf diesem Gebiet einer posıtıven Veränderung der
ukrainischen Politik. Erstmals werden In der ukrainischen Offentlich-
eıt der Transnistrienkonflikt als Problem erkannt und se1lıne Regelungs-
möglichkeiten breit diskutiert. Zugleich 1St die eine W estintegration
emuüuhte Cue ukrainische Führung offener gegenüber der Auftforde-
LUNS VO Seiten der E  b} sich stärker konstruktive Beiträge C AO Kon-
tliktregelung emühen. Im April diesen Jahres legte Präsident Viktor
Juschtschenko eiıne „road c  map tür eine schrittweise Regelung der Sta-
tusfrage VO  H$ / war lässt auch dieser Plan wesentliche Fragen offen, doch
hat die ukrainische Initiative lebhatten Diskussionen und zumindest

einem Verhandlungstreffen beider Seiten mıiıt den reı Me-
diatoren OSZE, Russland und Ukraine geführt. Obwohl der Plan das
Problem der tehlenden Demokratisierung Transnistriens erkennt, bieten
die enthaltenen Vorschläge ocheın überzeugendes Rezept für urzfri-
stige Problemlösung. Vielmehr sind auf der Grundlage des ukrainischen
Plans weltere Konsultationen aller beteiligten internationalen Akteure
ertorderlich.

2924



us  IC

Zur Beantwortung der Frage, W arumn der Transnistrienkonflikt
internationaler Bemühungen ach W1€e VOL VO einer dauerhaften politi-
schen Lösung weIlt entternt ISt, 11USS VOT allem auf einıge grundlegende
Probleme verwıesen werden:

Die OSZE hat der Bevölkerung Transnistriens 1n der Antang der
neunzıger Jahre gegebenen politischen Situation das Recht auftf einen
esonderen AÄAutonomiestatus innerhalb der Republik Moldau ZUSC-
standen, obwohl CS bisher keine freie Willensäufßerung dieser
Bevölkerung vab Zugleich wurde die demokratisch nicht legitimierte
transnistrische Führung als Verhandlungspartner akzeptiert. Diese
ZUuUr Einleitung einer Konftliktregelung sicherlich notwendigen und
berviele Jahre AA} der moldauischen Regilerung akzeptierten Schrit-

haben die transnistrische Sezessionspolitik zumindest teilweise le-
oitimlert un zwangsläufig auch das Selbstbewusstsein Tiraspols
gestärkt. Die Strategie Sm1irnovs zielt darauf, den Verhandlungspro-
DE selbst tür se1ine Separationspolitik instrumentalisieren: Wer
bereits VO Chisinau un der OSZE als Verhandlungspartner AT -

kannt wurde, annn der eigenen Bevölkerung leicht suggerleren, (56:
genstand der Gespräche sSe1 die Anerkennung der „PM Jede
Vermittlungsaktivität steht VOLF dem Problem, legitime VO nıcht legi-
timen Ansprüchen der Kontrahenten rennen mussen un: den
unberechtigten Forderungen nıiıcht ungewollt ZAUFE Durchsetzung
verhelten. Tiraspol als Verhandlungspartner akzeptieren, hne e1-
HOT Anerkennung der PM Vorschub leisten, bleibt eine
schwierige Gratwanderung. Das Problem wird mittlerweile adurch
verschärft, A4aSSs die moldauische Regierung immer weniıger bereit 1St,
das bisherige „füntseitige“ Verhandlungsformat akzeptieren.
Die Akzeptanz der gegenwartıgen Tiraspoler Führung als Verhand-
lungspartner raumt dieser nicht 11LUTr taktisch eın Vetorecht bei den
Gesprächen CIM sondern erschwert auch die inneren Reformen
in der Region, die einen Kompromıiss beider Seiten erst ermöglichen
wuürden. Es 1St insotern konsequent, A4aSs sich Initiativen aUus der mol-
dauischen Zivilgesellschaft auf die Forderung ach Demokratisie-
LUNG, Demilitarisierung un: De-Kriminalisierung Transnistriens
konzentrieren. Erst WenNnn gelingt, die 1n Tiraspol herrschende
Führungsschicht abzulösen un das Regıme demokratisieren,
ware der Weg frei für eiıne transnistrische Regionalbewegung, die mıiıt
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demokratischen Mitteln die legitimen Interessen einer sprachlich und
kulturell mehrheitlich russisch gepragten Bevölkerung innerhalb der
Republik Moldau vertritt. /Zum gegenwartıigen Zeitpunkt sind kom-
promissbereite Krätte innerhalb der „PM I jedoch schwach,
elıne solche Demokratisierung einzuleiten.
Nach WwW1e€e VOT 1St die Rolle Russlands 1m Transnistrienkonflikt ambi-
valent. Einflussreiche Politiker in Moskau außern mehr als deutliche
Sympathie für die Tiraspoler Führung un eisten Smirnov vielseitige
politische und wirtschaftliche Unterstutzung. uch der russischen
RKeglerung scheint politischen Willen mangeln, alle VCI=

tügbaren Instrumente T7A 0HB Lösung des Transnistrienkonftflikts eINZU-Fallbeispiel setzen
Schließlich hat auch der Westen bislang L1UT eın begrenztes Engage-
mMent gezelgt. Zwar mehren sich die Stiımmen, die angesichts der A4aUsS

der Konfliktsituation resultierenden vieltältigen Gefahrenpotenziale
für EKuropa eine aktive Rolle der und der USA befürworten, doch
ranglert Moldova auft der europäischen un amerikanischen T10-
ritätenskala och auf einem unteren Platz
Angesichts dieser Problemlagen xibt für die Lösung des transnıstr1-

schen „Irozen confliect“ sicherlich eın Patentrezept. Radikale \NMOr-
schläge WwW1e€ die eines Abbruchs der Verhandlungen der einer umftassen-
den Blockade der abtrünnigen Regiıon bieten keinerlei Perspektiven,
sondern bergen das Risiko einer Kontlikteskalation. Zu Ver-
handlungen miıt Tiraspol oibt CS keine Alternative, doch mussen nsätze
für eiıne Demokratisierung der Region VO allen Beteiligten stärker g-

werden. Dabei bietet sich die CI ukrainische Regierung als kon-
struktiver Partner

uch eine auf Kompromissen und dem Wıillen beider Seiten
basierende Vermittlung benötigt effektive Instrumente F17 Beeinflus-
SUNs der Konfliktparteien. Angesichts der kompromisslosen Position
der „PM 1St es autf Seiten des Westens ertorderlich, unterhalb der
Schwelle einer Blockade wirksamere Einfluss- und Sanktionsinstrumen-

gegenüber Tiraspol entwickeln und sämtliche politischen und WITrE-
schaftlichen Ma{ißnahmen und Entscheidungen gegenüber Transnistrien

STCHNSE Bedingungen knüpfen. Gezielt eingesetzte politische un
wirtschaftliche Sanktionen könnten insbesondere die transnistrische
Wirtschaft davon überzeugen, 24SS eın Austausch der politischen
Führung 1m ohl verstandenen Interesse der Region liegt.
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